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Die Ausgangslage
Wer einen Beschaffungsgegenstand bzw. 
die Umstände der Beschaffung unzurei-
chend beschreibt und damit dem Bieter 
unbekannte Risiken aufbürdet, muss da-
mit rechnen, dass der spätere Auftrag-
nehmer diese Risiken durch Nachträge 
zu eliminieren versucht. Das gilt für Lie-
feraufträge ebenso wie für Baumaßnah-
men und Planungs-/Überwachungsleis-
tungen.
Letztere haben die Eigenschaft, dass sie 
als geistig-schöpferische Leistungen oh-
nehin weder eindeutig noch erschöpfend 
beschrieben werden können. Es kommt 
deshalb ganz besonders darauf an, im 
Ausschreibungsverfahren dem Bieter 
möglichst alle Umstände und damit alle 
sich daraus ergebenden Risiken offenzu-
legen.
Das geschieht leider nicht in ausreichen-
dem Maße. Noch immer wird die Mei-
nung vertreten, dass die Leistungsbilder 
und -phasen der Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure (HOAI) die 
Aufgabe ausreichend beschreiben. 
Es wird nach wie vor verkannt, dass die 
HOAI lediglich Vergütungstatbestände 
enthält und die Grundleistungen aus-
schließlich die Werkzeuge sind, um die 
gestellte Aufgabe zu lösen. Das muss 
sich ändern, denn die Fälle, in denen die 
Ausschreibung hinterfragt, gerügt, atta-
ckiert wird, nehmen deutlich zu.

Voraussetzungen für  
verlässliche Angebote
Die Voraussetzungen sind:
•	 verlässliche Angaben zum Planungs-

gegenstand,

•	 Grundlagen,

•	 Mengen,

•	 Qualitäten,

•	 Termine,

•	 Ziele.

Ohne diese Angaben kann es kein ver-
lässliches, ordnungsgemäß kalkuliertes 
Angebot geben. Das ergibt sich bereits 
aus den Grundsätzen betriebswirtschaft-
lichen Handelns.

Die aktuelle Rechtsprechung

Zu der Frage, wann eine kaufmännisch 
vernünftige Kalkulation unzumutbar, hat 
die Vergabekammer (VK) Lüneburg im 
Beschluss v. 2.3.2023 (VgK-2/2023, be-
stätigt durch das Oberlandesgericht 
(OLG) Celle, Beschluss v. 25.5.2023 – 
13 Verg 2/23; im Ergebnis auch VK 
Bund, Beschluss v. 12.1.2021 – VK 1- 
112/20) Folgendes entschieden: 

1.	 In der Leistungsbeschreibung ist der 
Auftragsgegenstand so eindeutig und 
erschöpfend wie möglich zu be-
schreiben, sodass die Beschreibung 
für alle Unternehmen im gleichen 
Sinne verständlich ist und die Ange-
bote miteinander verglichen werden 
können.

2.	 Die Leistungsbeschreibung muss es 
den Bietern ermöglichen, ihre Preise 
sicher und ohne umfangreiche Vorar-
beiten zu kalkulieren. Um dem Gebot 
einer hinreichend erschöpfenden 
Leistungsbeschreibung gerecht zu 
werden, muss die Vergabestelle einen 
der Komplexität des Auftragsgegen-
stands entsprechenden Aufwand be-

Wagnisse mit Folgen
Die Verlässlichkeit der Angebote hängt 
von den Risiken der Ausschreibung ab

Dipl.-Ing. Ulrich Welter, ö.b.u.v. Sachverständiger für Honorare nach 
HOAI, ingside® Büsum

Je besser der Beschaffungsgegenstand beschrieben ist, 
desto weniger Risiken enthält die Ausschreibung für den 
Bieter. Das führt dazu, dass die Verlässlichkeit seines 

Angebots steigt und damit die Wahrscheinlichkeit von Nachträgen 
sinkt. Der Auftraggeber hat das spätere Nachtragsverhalten deshalb 
selbst in der Hand. Je weniger Risiken er dem Bieter aufbürdet oder 
solche Risiken zumindest offenlegt, desto weniger Nachträge  
werden später gestellt.

G ru  n dsätze       der    B esc   h affu    n g  u n d  V ergabe    

treiben und alle insoweit verfügbaren 
Quellen nutzen.

3.	 Dem Auftraggeber ist zuzumuten, 
durchschnittliche Werte zu ermitteln 
und durch Überlassung ihm zur Ver-
fügung stehender Informationen und 
Zahlen eine Prognose über das Auf-
tragsvolumen zu ermöglichen.

4.	 Die Anforderung einer eindeutigen 
und erschöpfenden Beschreibung der 
Leistung hat mit der Frage, ob be-
stimmte Risiken auf den Auftragneh-
mer verlagert werden können, unmit-
telbar nichts zu tun. Die vom Auf-
tragnehmer zu erbringende Leistung 
kann demnach klar und erschöpfend 
beschrieben werden und gleichzeitig 
können ihm ungewöhnliche Risiken 
auferlegt werden, solange diese Risi-
ken nur eindeutig benannt sind.

5.	 Unzumutbar ist eine kaufmännisch 
vernünftige Kalkulation, wenn Preis- 
und Kalkulationsrisiken über das 
Maß, das Bietern typischerweise ob-
liegt, hinausgehen und damit den 
Bieter unangemessen belasten.

6.	 Ob eine kaufmännisch vernünftige 
Kalkulation unzumutbar ist, be-
stimmt sich nach dem Ergebnis einer 
Abwägung aller Interessen der Bieter 
bzw. Auftragnehmer und des öffentli-
chen Auftraggebers im Einzelfall.

Es kommt also darauf an, dass der 
Bieter die ihm auferlegten Risiken 
nicht nur erkennen können muss, son-
dern dass sie eindeutig benannt sind. 
Wenn dies bereits für Leistungen gilt, 
die eindeutig und erschöpfend be-
schrieben werden können, dann muss 
das für Planungs-/Überwachungsleis-
tungen erst recht gelten.

Im entschiedenen Fall ging es um ein 
fehlendes Mengengerüst für die Dauer 
und die Anzahl von einzusetzenden Fahr-
zeugen. Die Kammer hat entschieden, 
dass der Bieter keinen Anspruch darauf 
hat, dass der Auftraggeber solche Anga-
ben macht. Der Auftraggeber war aber 
sehr wohl verpflichtet anzugeben, wel-
che Daten hierzu (aus einem Pilotpro-
jekt) vorliegen und er Angaben zu diesen 
Daten machen musste. Andernfalls sei 
der Bieter in seinen Rechten verletzt.
Das bedeutet, dass der Bieter nur bei 
Bekanntmachung der vorliegenden Da-
ten eine nach kaufmännischen Grundsät-
zen vernünftige Kalkulation erstellen 
kann.
Überträgt man dies auf Planungsleistun-
gen, zum Beispiel für eine Kläranlage, 
dann zeigt sich auf Anhieb, dass die Pla-
nung für eine Erweiterung der Anlage 
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ohne die Auswertung von Betriebstage-
büchern nicht möglich ist. 
Wird eine solche Auswertung im Rah-
men der Ausschreibung zur Verfügung 
gestellt, kann der Bieter erkennen, wel-
che Planungsleistungen zu erwarten sind. 
Ist aber, wie häufig, die Auswertung der 
Betriebstagebücher Bestandteil der Aus-
schreibung, also als Besondere Leistung 
im Rahmen des erteilten Auftrags zu er-
bringen, dann kann dem Bieter nicht klar 
sein, welche Haupt-Planungsleistung er 
anbieten soll. 
Das führt dann dazu, dass das für die 
Haupt-Planungsleistung angebotene Ho-
norar nur vorläufigen Charakter hat. Spä-
terer Ärger und Nachträge sind dann 
vorprogrammiert.
Der Auftraggeber könnte dem leicht ent-
gehen, wenn er die Auswertung der Be-
triebstagebücher als Vorleistung selbst 
erbringt oder erbringen lässt. Ein solches 
Vorgehen bietet sich auch deshalb an, 
weil für die Erweiterung der Kläranlage 
ohnehin eine Bedarfsplanung erstellt 
werden muss.

Die Entscheidung der VK Lüneburg 
deutet aber auch darauf hin, dass die 
mittlerweile weit verbreitete Praxis, 
nämlich die anzubietenden Leistun-
gen in einem durchmischten Katalog 
von Grundleistungen der HOAI und 
zusätzlichen Besonderen Leistungen 
zu beschreiben, fragwürdig ist. Die 
Risiken sind nämlich für den Bieter 
nur durch umfangreiche Bearbeitung 
der Ausschreibungsunterlage erkenn-
bar.

In den beschriebenen Fällen werden die 
Grundleistungen der HOAI-Leistungs-
phasen abgeschrieben und an beliebigen 
Stellen durch zusätzliche Besondere 
Leistungen ergänzt bzw. erweitert. Dabei 
erweckt die Unterlage den äußeren An-
schein, dass es sich um die Leistungs-
phasen der HOAI handelt. Die darin 
„versteckten“ zusätzlichen Besonderen 
Leistungen sind nur bei detaillierter 
Textanalyse erkennbar. Auftraggebern ist 
zu raten, die Besonderen Leistungen se-
parat aufzulisten und so die damit ver-

bundenen Risiken für den Bieter erkenn-
bar zu machen.
Gleiches gilt neben dem beschrieben 
Beispiel einer Kläranlage für Planungs- 
und Überwachungsleistungen jeglicher 
Art wie zum Beispiel für Gebäude, Stra-
ßen und Anlagen der Technischen Aus-
rüstung. 
So wie es für den Auftraggeber auf ver-
lässliche Angebote ankommt, ist der Bie-
ter auf verlässliche Ausschreibungen und 
die darin gemachten Angaben angewie-
sen. An der Kalkulation des Angebots 
hängt ggf. seine Existenz. Er wird und 
muss diese deshalb sorgfältig erstellen. 
Er wird aber auch erkannte Risiken auf 
deren Eintrittswahrscheinlichkeit sowie 
deren finanzielle oder sonstige Auswir-
kungen hin prüfen und bewerten. 

Tipps für Auftraggeber
•	 Erstellen Sie als Grundlage für die 

Ausschreibung eine Bedarfsplanung.
•	 Beschreiben Sie Vertragsgegenstand 

ausführlich.
•	 Beschreiben Sie die Planungs- und 

Überwachungsziele (§ 650p BGB).
•	 Beschreiben Sie die gewünschten 

Leistungen so, dass der Bieter damit 
verbundene Risiken leicht erkennen 
kann.

•	 Beschreiben Sie die Grundlagen und 
Bedingungen der Honorarabrech-
nung.

Tipps für Planer
•	 Analysieren Sie die Ausschreibung 

hinsichtlich versteckter Risiken.
•	 Nutzen Sie das Instrument der Bie-

terfragen zur Aufklärung unklarer 
oder unvollständiger Angaben.

•	 Stellen Sie die erkennbaren Risiken 
systematisch zusammen, prognosti-
zieren Sie deren Eintrittswahrschein-
lichkeit und bewerten Sie die sich 
daraus ergebenden Folgen.

Dynamische Stundensätze  
vereinbaren
Bauprojekte werden immer komplexer 
und teurer. Das hat auch zur Folge, dass 

die Bearbeitungszeiten immer länger 
werden. Projekte mit Laufzeiten über 
viele Jahre sind nicht mehr die Ausnah-
me. 
Das führt dann dazu, dass im Vergabe-
verfahren abgefragte und bei Vertrags-
schluss vereinbarte Stundensätze auch 
viele Jahre später noch gelten sollen. 
Selbst wenn bei der Ausschreibung er-
kennbar war, dass das Projekt zum Bei-
spiel erst nach fünf Jahren abgeschlossen 
werden wird, kann ein Ingenieur/Archi-
tekt die Stundensätze für zum Projekten-
de ggf. noch beauftragte Besondere Leis-
tungen nicht kalkulieren. Es ist gar nicht 
klar, mit welchen Preissteigerungen er 
rechnen kann/soll/muss. 
Selbst wenn man den Standpunkt vertritt, 
dass die seinem unternehmerischen Risi-
ko zuzurechnen sei, sind fest vereinbarte 
Stundensätze nicht vernünftig. Sind sie 
mit hohen Preissteigerungsraten kalku-
liert, werden bei Projektbeginn beauf-
tragte zusätzliche Leistungen zu „teuer“ 
bezahlt“, weil die Stundensätze zum Pro-
jektende hin auch noch auskömmlich 
sein müssen. 
Sind die Stundensätze zu gering kalku-
liert, führen sie bei zu Projektende beauf-
tragten zusätzlichen Leistungen zu Ver-
lusten beim Planer. Beides ist nicht ver-
nünftig. Den Parteien ist deshalb zu ra-
ten, Stundensätze dynamisch zu verein-
baren, zum Beispiel:
„Die Stundensätze werden jeweils zu 
Jahresbeginn der tatsächlichen Kosten-
entwicklung angepasst. Dabei wird der 
Index ... des statistischen Bundesamtes 
zugrunde gelegt.“
Will man so eine Vereinbarung nicht, ist 
davon auszugehen, dass der Planer dem 
Risiko angemessene Zuschläge kalkulie-
ren muss. Unternehmen, die keine Risi-
kozuschläge kalkulieren, arbeiten nach 
dem Prinzip Hoffnung und geben keine 
verlässlichen Angebote ab. Sie sind des-
halb für Auftraggeber keine erstrebens-
werten Vertragspartner.
Im Ergebnis kommt es darauf an, Risiken 
klar zu benennen, sie zu bewerten und im 
besten Fall die möglichen Folgen der 
Risiken zu teilen.

Wissen für Praktiker:innen
Bestellen Sie direkt online unter 
www.reguvis.de
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